
Umweltbezogene Informationen 
Zur Veröffentlichung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

des Entwurfs zum 

Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „StelzenBaumhäuser Obersteinbach“ 

 

 Schreiben vom 02.06.2025, eingegangen bei der Gemeinde Rauhenebrach am 
02.06.2025, bzgl. Verbissprobleme im nahegelegenen Waldrand 

 Schreiben vom 11.06.2025, eingegangen bei der Gemeinde Rauhenebrach am 
13.06.2025 in Verbindung mit dem Schreiben vom 21.04.2024, eingegangen 
bei der Gemeinde Rauhenebrach am 23.04.2024, bzgl. Schutz vor 
gegenseitigem Lärm, Einschränkung von bäuerlichen Aktivitäten, 
Einschränkung von Maßnahmen zur Grundstückpflege, Einschränkung von 
Tätigkeiten zur Herstellung von Brennholz, Einschränkung von handwerklichen 
Tätigkeiten, der nachhaltigen Schädigung der kulturellen Identität des 
ästhetischen Erscheinungsbilds von Obersteinbach, von 
Infrastrukturproblemen und Belästigung der Bürger durch An- und Abreise 
sowie Individualverkehr mit KFZ, Fahrrad, Fußgänger, der Beeinträchtigung der 
Natur- und Landschaftsschutzbelange für Wildtiere, der Beeinträchtigung der 
Wildhege und -pflege im Jagdbezirk, der zusätzlichen Belastung des 
mangelhaften Kanal- und Wasserversorgungssystems, des mangelnden 
Schutzes unerwünschter Einsichtnahme 

 Schreiben vom 20.06.2025, eingegangen mit E-Mail vom 23.06.2025, bzgl. Der 
Nachhaltigkeit des Projekts, der zu erwartenden Ruhestörung, der zusätzlichen 
Belastung der Anwohner durch Verkehr, Lärm und Abfall, der Schaffung eines 
völlig neuen Ortsbilds, der Zersiedelung, der Abwasserbeseitigung mit 
Kleinkläranlagen, des mangelnden Schutzes vor Lärm und unerwünschter 
Einsichtnahme, von Infrastrukturproblemen und Belästigung der Bürger durch 
An- und Abreise sowie Individualverkehr mit KFZ, Fahrrad, Fußgänger, 
Einschränkung von bäuerlichen Aktivitäten, Einschränkung von Maßnahmen 
zur Grundstückpflege, der Beeinträchtigung der Natur- und 
Landschaftsschutzbelange für Wildtiere, der Beeinträchtigung der Wildhege 
und -pflege im Jagdbezirk, der zusätzlichen Belastung des mangelhaften Kanal- 
und Wasserversorgungssystems 

 Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamts Bad Kissingen, eingegangen mit E-
Mail vom 23.05.2025, bzgl. der breitflächigen Versickerung von 
unverschmutztem Niederschlagswasser, der Behandlung des häuslichen 
Abwassers mit Hilfe von zwei Kleinkläranlagen, der Fortschreibung des 
Abwasserkonzepts 

 Stellungnahme der Regierung von Unterfranken, Würzburg, eigegangen mit E-
Mail vom 04.06.2025, bzgl. der Siedlungsentwicklung (insbesondere in Bezug 
aus das Anbindungsgebots), des Tourismus (insbesondere in Bezug auf die 
Grundsätze des LEP sowie der RP3), der Landschaft und Natur (insbesondere 



der Lage des Vorhabensgebiets im Landschaftsschutzgebiet und des 
angrenzenden Vogelschutzgebiets 2029-471.01 „Oberer Steigerwald“ und des 
FFH-Gebiets 6029-371.01 „Buchenwälder und Wiesentäler des 
Nordsteigerwalds“), des nahegelegenen Walds (insbesondere in Bezug auf die 
Funktionen gemäß Waldfunktionsplan sowie den Schutz des 
Landschaftsbildes)  

 Stellungnahme des Regionalen Planungsverbands Main-Rhön (3), E-Mail vom 
05.06.2025, bzgl. des Tourismus (insbesondere in Bezug auf die Grundsätze 
des LEP sowie der RP3), der Landschaft und Natur (insbesondere der Lage des 
Vorhabensgebiets im Landschaftsschutzgebiet und des angrenzenden 
Vogelschutzgebiets 2029-471.01 „Oberer Steigerwald“ und des FFH-Gebiets 
6029-371.01 „Buchenwälder und Wiesentäler des Nordsteigerwalds“), des 
nahegelegenen Walds (insbesondere in Bezug auf die Funktionen gemäß 
Waldfunktionsplan sowie den Schutz des Landschaftsbildes) 

 Stellungnahme des Bayrischen Bauernverbands, Hauptgeschäftsstelle 
Unterranken, eingegangen mit E-Mail vom 26.06.2025, bzgl. der in Anspruch 
genommener Flächen von unterer bis mittlerer Bonität aus bodenkundlicher 
Sicht, der überwiegend land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen in der 
Umgebung und der Gefahr von Einschränkungen für die Land- und 
Fortwirtschaft, der Jagdnutzung in der Umgebung des Vorhabensgebiets, der 
Herausnahme vom Flächen aus dem Landschaftsschutzgebiet und dem dafür 
notwendigen Ausgleich 

 Stellungnahme des Landratsamts Haßberge, eingegangen mit E-Mail vom 
01.07.2025, bzgl. des Klimaschutzes und der Klimaanpassung, des 
Immissionsschutzes (insbesondere in Bezug auf die land- und 
fortwirtschaftlichen Nutzung der Flächen sowie die gewerblichen Betriebe in 
direkter Umgebung, die Regelung des Schutzanspruchs, die Definition des 
konkreten Zwecks der Planung, des vermuteten Holzlagerplatzes), des 
Wasserrechts und des Gewässerschutzes (insbesondere der Lage im 
wassersensiblen Bereichs, der Zugänglichkeit des Gewässers, der 
Abwasserbeseitigung mit Kleinkläranlagen und der Einleitung des aufbereiteten 
Abwassers in den Steinbach), des Naturschutzes (insbesondere der Lage des 
Vorhabensgebiets im Landschaftsschutzgebiet und des angrenzenden 
Vogelschutzgebiets 2029-471.01 „Oberer Steigerwald“ und des FFH-Gebiets 
6029-371.01 „Buchenwälder und Wiesentäler des Nordsteigerwalds“, der sich 
im Geltungsbereich befindenden Biotopsflächen, der Ausgleichsflächen und 
Vermeidungsmaßnahmen gemäß Umweltbericht) und bezgl. des Abfallrechts  

 Stellungnahme des Amts für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Schweinfurt, eingegangen mit E-Mail vom 01.07.2025, bzgl. allgemeiner 
Hinweise zur Vermeidung von Behinderungen für den landwirtschaftlichen 
Verkehr und der land- und fortwirtschaftlichen Flächen in der Umgebung 

 

Beigefügt ist jeweils die Abwägung des Gemeinderats vom 29.07.2025 



Des Weiteren liegen als umweltbezogene Informationen 
 

 der Umweltbericht des Umweltbüros Opus aus Bayreuth zur Erfassung und 
Bewertung der Auswirkungen der Planung auf die einzelnen 
Umweltbelange(Tier, Pflanzen und biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, 
Klima und Luft, Landschaftsbild und Erholung, Mensch und menschliche 
Gesundheit, kulturelles Erbe und Sachgüter) und 

  das Gutachten zum Schallimmissionsschutz des Sachverständigenbüro Tasch 
aus Würzburg zur Beurteilung und zur Einhaltung des gegenseitigen 
Schallschutzes sowie zur Untersuchung der schallimmissionstechnischen 
Auswirkungen der umliegenden Gewerbebetriebe und des öffentlichen 
Verkehrs auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans 
 
als Anhang zur Begründung vor 
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info@ibmangold.de

Von: Philipp Pfennig <Philipp.Pfennig@rauhenebrach.de>
Gesendet: Freitag, 23. Mai 2025 13:29
An: info@ibmangold.de
Cc: Heike Pfrang
Betreff: WG: STN WWA KG: frühzeitige Beteiligung am Verfahren zur Aufstellung 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplans "StelzenBaumhäuser 
Obersteinbach" und zur 04. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Gemeinde Rauhenebrach

Sehr geehrte Herr Mangold,  
  
anbei die erste Stellungnahme z. K. und weiteren Bearbeitung.  
  
Mit freundlichen Grüßen 

Philipp Pfennig  
Bauamt  

Gemeinde Rauhenebrach 
Untersteinbach 
Hauptstraße 1 
96181 Rauhenebrach 
 
Tel.:        09554 9221-22 
Fax:        09554 9221-21 
eMail:     philipp.pfennig@rauhenebrach.de 
www:     www.rauhenebrach.de 
  
Alle Datenschutzhinweise finden Sie unter https://www.rauhenebrach.de/datenschutz 
  
  
Von: Limprecht, Mathes (WWA-KG) <Mathes.Limprecht@wwa-kg.bayern.de>  
Gesendet: Freitag, 23. Mai 2025 10:41 
An: Bauamt <Bauamt@rauhenebrach.de> 
Cc: wasserrecht@hassberge.de 
Betreff: STN WWA KG: frühzeitige Beteiligung am Verfahren zur Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans "StelzenBaumhäuser Obersteinbach" und zur 04. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Gemeinde Rauhenebrach 
  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
Zu dem Bebauungsplan "StelzenBaumhäuser Obersteinbach" und zur 04. Änderung des 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Rauhenebrach nehmen wir aus wasserwirtschaftlicher Sicht wie folgt 
Stellung: 
  

 Unverschmutztes Niederschlagswasser soll nicht gesammelt werden sondern breitflächig 
versickern. Hiermit besteht grundsätzlich Einverständnis. 

 Die Behandlung des häuslichen Abwassers ist mit Hilfe von Kleinkläranlagen geplant. 
Grundsätzlich liegt die Abwasserbeseitigungspflicht nach Art. 34 BayWG bei der Gemeinde. 
Ausnahmen sind in Art. 34 Abs. 2 BayWG aufgeführt. Wir empfehlen mit Hilfe einer einfachen 
Kostenvergleichsrechnung (nach LAWA) die wirtschaftlichste Lösung zu ermitteln. 

 Falls die Lösung mit Kleinkläranlagen beibehalten werden sollte, ist das 
Abwasserentsorgungskonzept fortzuschreiben. Außerdem sollte ein Anlagentyp für die 
Kleinkläranlage gewählt werden, welcher mit den zu erwartenden Schwankungen im 
Abwasseranfall (auf Grund unterschiedlicher zeitlicher Belegung der Ferienhäuser), gut umgehen 
kann. Insbesondere bei der Anlage, an welche nur Häuser 8, 9 und 10 angeschlossen werden 
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sollen. Unter diesem Aspekt sollte geprüft werden, ob nicht eine Anlage für alle Ferienhäuser 
besser im Betrieb ist.  

  
Das Landratsamt Haßberge – Wasserrecht – erhält eine Kopie dieses Schreibens. 
  
Mit freundlichen Grüßen 
Mathes Limprecht 
  
Abteilungsleiter Landkreis Haßberge 
Sachgebietsleiter Hydrologie, Warndienste 
  
Wasserwirtschaftsamt Bad Kissingen 
Kurhausstraße 26 
97688 Bad Kissingen 
Telefon: 0971/8029-104 
Mailto: poststelle@wwa-kg.bayern.de 
  
www.wwa-kg.bayern.de 
  
  
  
  
Von: info@ibmangold.de <info@ibmangold.de>  
Gesendet: Montag, 19. Mai 2025 17:01 
An: Bautraeger-Telekom-Sued@telekom.de; Poststelle (ADBV SW) <poststelle@adbv-sw.bayern.de>; AELF-SW-
poststelle (aelf-sw) <poststelle@aelf-sw.bayern.de>; Poststelle (ALE Unterfranken) <poststelle@ale-ufr.bayern.de>; 
Beteiligung (LFD) <Beteiligung@blfd.bayern.de>; Bayernwerk AG <BAG-NC-Schweinfurt@bayernwerk.de>; 
Bayrischer Bauernverband <unterfranken@BayerischerBauernVerband.de>; Deutsche Telekom AG Bezirksbüro 
Netze Bamberg <Karl-Heinz.Puelz@telekom.de>; Knetzgau, gemeinde (gde-knetzgau) <gemeinde@knetzgau.de>; 
Michelau i.Steigerwald, rathaus (gde-michelau-i.steigerwald) <rathaus@michelau.de>; Oberaurach, gemeinde (gde-
oberaurach) <gemeinde@oberaurach.de>; Burgebrach, verwaltung (vgem-burgebrach) <verwaltung@vg-
burgebrach.de>; HWK Würzburg für Unterfranken <info@hwk-ufr.de>; IHK Würzburg-Schweinfurt 
<info@wuerzburg.ihk.de>; Landratsamt Haßberge <bauamt@hassberge.de>; Burgwindheim, info (m-burgwindheim) 
<info@burgwindheim.de>; Ebrach, info (vgem-ebrach) <info@ebrach.de>; OGE Open Grid Europe GmbH 
<info@open-grid-europe.com>; Poststelle (RMFR) <poststelle@reg-mfr.bayern.de>; Bergamt (Reg Oberfranken) 
<bergamt@reg-ofr.bayern.de>; Poststelle Unterfranken (Reg UFr) <poststelle@reg-ufr.bayern.de>; Regionaler 
Planungsverband Main-Rhön <rpv@landkreis-badkissingen.de>; Poststelle (StBA Schweinfurt) 
<poststelle@stbasw.bayern.de>; Poststelle (WWA-KG) <Poststelle@wwa-kg.bayern.de> 
Cc: 'Philipp Pfennig' <Philipp.Pfennig@rauhenebrach.de> 
Betreff: frühzeitige Beteiligung am Verfahren zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
"StelzenBaumhäuser Obersteinbach" und zur 04. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Rauhenebrach 
im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB 
  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
im Auftrag und Namen der Gemeinde Rauhenebrach werden Sie gemäß § 4 Abs. 1 BauGB frühzeitig am Verfahren 
zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „StelzenBaumhäuser Obersteinbach“ und zur 04. 
Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Rauhenebrach im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB 
beteiligt. 
  
Wir bitten um Stellungnahme unter Angabe der Rechtsgrundlagen bis spätestens einschließlich 
  
26.06.2025. 
  
Sollten wir bis zu diesem Zeitpunkt keine Äußerung von Ihnen erhalten haben, gehen wir davon aus, dass Sie mit der 
Planung einverstanden sind. 
  
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB findet in der Zeit vom 22.05.2025 bis 
einschließlich 26.06.2025 statt. 
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Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 3 Abs. 1 BauGB und die auszulegenden Unterlagen sind am 
19.05.2025 in das Internet unter nachfolgender Internet-Adresse eingestellt worden und sind dort bis einschließlich 
26.06.2025 einsehbar: 
  
https://rauhenebrach.de/unsere-gemeinde/bauen-und-wohnen/laufende-bauleitverfahren   
  
Die Planunterlagen mit Begründung sowie der Umweltbericht können zudem in diesem Zeitraum während der 
üblichen Öffnungszeiten in der Gemeindeverwaltung Rauhenebrach eingesehen werden. 
  
  
Anlage:          - StelzenBaumhaeuser_Obersteinbach__Bekanntmachung_vorhabensbez._B-Plan_4._AEnder.pdf 

- StelzenBaumhaeuser_Obersteinbach_BPlan_Begruendung_Vorentwurf_Stand_20250513_si.pdf 
- StelzenBaumhaeuser_Obersteinbach_BPlan_Vorentwurf_Stand_20250513_signiert.pdf 
- 

StelzenBaumhaeuser_Obersteinbach_FNP_Gemeinde_Rauhenebrach_04_AEnderung_Begruendung_Vorentwur.pdf 
- StelzenBaumhaeuser_Obersteinbach_FNP_Gemeinde_Rauhenebrach_04_AEnderung_Vorentw.pdf 
- StelzenBaumhaeuser_Obersteinbauch_Umweltbericht_Vorentwurf_13-05-2025.pdf 
- Information_nach_DSGVO_Bauleitplanung.pdf 

  
Bei Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen, 

Adrian Mangold (M.Eng.) 

 
Geschäftsführer: Adrian Mangold 
Dresdener Straße 3 
97437 Haßfurt 
Tel.                       09521 / 9577962 
Mobil                   0151 / 20213457 
E-Mail                  info@ibmangold.de 
Webseite            www.ibmangold.de 
 
Amtsgericht Bamberg 
HRB 10757 
  







 

Postfachadresse Hausadresse Dienstgebäude Telefon (09 31) 3 80 - 00 Sie erreichen uns in den 
Kernzeiten 

Regierung von Unterfranken Regierung von Unterfranken H = Peterplatz 9 Fax (09 31) 3 80 - 22 22 Mo – Do 8:30 - 11:30 Uhr 
Postfach 63 49 Peterplatz 9 S = Stephanstraße 2 E-Mail  13:30 - 16:00 Uhr 
97013 Würzburg 97070 Würzburg G = Georg-Eydel-Str. 13 poststelle@reg-ufr.bayern.de Fr 8:30 - 12:00 Uhr 
  A = Albert-Einstein-Str. 1 Internet oder nach telefonischer  
Bankverbindung Straßenbahnlinien 1, 3, 4, 5 Hö = Hörleingasse 1 http://www.regierung.unterfranken.bayern.de Vereinbarung 
BIC: BYLADEMM Haltestelle Neubaustraße AN = Alfred-Nobel-Str. 20    
IBAN: DE75700500000001190315        

 

REGIERUNG VON UNTERFRANKEN  

 
 

 

Regierung von Unterfranken  •  97064 Würzburg 
 

  
Gemeinde Rauhenebrach 
Hauptstraße 1 
 
96181 Rauhenebrach 
 
Per E-Mail an  
bauamt@rauhenebrach.de  

 

Ihre Zeichen, Unser Zeichen (bitte angeben)     
Ihre Nachricht vom Sachbearbeiterin/Sachbearbeiter Telefon (09 31) Telefax (09 31) Zi.-Nr. Datum 

 24-8314.1303-13-10-3 (BP) 
24-8314.1303-13-1-12 (FP) 

380-1387 380-2387 H 390 04.06.2025 

19.05.2025 Herr Golsch uwe.golsch@reg-ufr.bayern.de 
  

Gemeinde Rauhenebrach, Landkreis Haßberge  
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Stelzen Baumhäuser Obersteinbach“  
sowie 4. Änderung des Flächennutzungsplans in diesem Bereich,  
frühzeitige Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
Landesplanerische Stellungnahme 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Regierung von Unterfranken als höhere Landesplanungsbehörde nimmt in ihrer Eigenschaft 

als Träger öffentlicher Belange zu den im Betreff genannten Bauleitplanentwürfen Stellung. Maß-

stab für diese Stellungnahme sind die Ziele und Grundsätze der Raumordnung, die im Bayeri-

schen Landesplanungsgesetz (Art. 6 BayLplG), im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 

und dem Regionalplan der Region Main-Rhön (RP3) festgesetzt sind. Die Ziele der Raumord-

nung sind zu beachten, Grundsätze zu berücksichtigen (Art. 3 BayLplG). Bauleitpläne sind den 

Zielen der Raumordnung anzupassen (§1 Abs. 4 BauGB): 

 

Ziel der o.g. Bauleitplanverfahren ist die planungsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen für 

den Bau einer Stelzenhaussiedlung mit 10 Holz-Stelzenbaumhäusern, einem hölzernen Gemein-

schaftsgebäude, Garage, Müllbereich und 12 Stellplätzen auf ca. 27.000 m² in der Gemeinde 

Rauhenebrach auf Teilbereichen des Flurstücks Nr. 66 der Gemarkung Obersteinbach. Parallel 

ist die 4. Änderung des Flächennutzungsplans geplant, wobei die „landwirtschaftliches Grünland“ 

künftig als „Sondergebiet für Ferienhäuser“ ausgewiesen werden soll. 

mailto:bauamt@rauhenebrach.de
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1. Siedlungsentwicklung 

 

Seit November 2022 fanden Gespräche zwischen der Regierung von Unterfranken und dem In-

vestor über den Bau einer Stelzen-Baumhaus-Siedlung im nördlichen Steigerwald statt. Es wur-

den verschiedene Standorte für die Ansiedlung untersucht (u.a in Untersteinbach, Handthal, 

Wustviel, Fabrikschleichach), der nun vorgesehene Standort hat sich dabei als der geeignetste 

herausgestellt. In Anbetracht der Lage zwischen den bestehenden Siedlungseinheiten sowie der 

Nähe zu Obersteinbach und unter Berücksichtigung der besonderen Anforderungen an den 

Standort sowie der besonderen Konzeption wird der Standort seitens der höheren Landespla-

nungsbehörde in Abstimmung mit der obersten Landesplanungsbehörde noch als hinreichend 

angebunden und damit als vereinbar mit Ziel 3.3 LEP bewertet. 

 

Hinsichtlich der Siedlungsentwicklung werden keine Einwände erhoben. 

 

2. Tourismus 

 

Im Hinblick auf den Tourismus sind insbesondere folgende Grundsätze des LEP sowie des RP3 

zu nennen: 

 

• Gem. Grundsatz 5.1 Abs. 2 LEP sollen die Standortvoraussetzungen für eine wettbewerbsfä-

hige Tourismuswirtschaft im Einklang mit Mensch und Natur erhalten und verbessert werden. 

• Gem. Grundsatz B IV 2.7.1 RP3 soll die landschaftliche und kulturelle Attraktivität der Region 

Main-Rhön erhalten werden. Gleichzeitig soll die Tourismusinfrastruktur in den vier Touris-

musregionen Fränkisches Weinland, Haßberge, Rhön und Steigerwald gesichert und weiter-

entwickelt werden. Darüber hinaus sollen die regionalen Schwerpunkte, besonders die Berei-

che Natur und Kulturlandschaft sowie Gesundheit, Kultur, regionale Spezialitäten und Aktiv-

urlaub, gestärkt werden. 

• Gem. Grundsatz B IV 2.7.3 RP3 soll zur Sicherung des Tourismus als leistungsfähigen Wirt-

schaftsfaktor in der Region Main-Rhön das vielfältige Angebot regional abgestimmt weiter-

entwickelt werden. Insbesondere sollen Vorhaben zur Verlängerung der Saison sowie die 

Konzeption, Umsetzung und Fortentwicklung besonderer Angebotsformen als auch Zertifizie-

rung und Qualifizierung unterstützt werden. 
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Das Vorhaben besitzt h.E. das Potenzial, als besondere Angebotsform zur Stärkung des regiona-

len Tourismus beizutragen. Dabei wird dem harmonischen Zusammenspiel von Mensch und Na-

tur besondere Bedeutung beigemessen, sodass das Projekt unter touristischen Gesichtspunkten 

als positiv und verträglich bewertet wird. 

 

3. Landschaft und Natur 

 

Das Vorhaben liegt im Landschaftsschutzgebiet (LSG) Steigerwald innerhalb des Naturparks 

Steigerwald (ehemals Schutzzone) sowie gem. Ziel B I 2.1 i.V.m. Anhang 3 Karte „Landschaft 

und Erholung“ RP3 im landschaftlichen Vorbehaltsgebiet. Das Vorhaben grenzt zudem an das 

Vogelschutzgebiet 6029-471.01 „Oberer Steigerwald“ und das FFH-Gebiet 6029-371.01 „Bu-

chenwälder und Wiesentäler des Nordsteigerwalds“ an.  

 

Im Zuge des Bauvorhabens soll eine Fläche des Geltungsbereichs von etwa 11.450 m² aus dem 

Landschaftsschutzgebiet herausgenommen werden und im Gegenzug Ersatzflächen auf der Ge-

markung Geusfeld zur Verfügung gestellt werden. 

 

In diesem Zusammenhang wird auf folgende raumordnerische Festlegungen hingewiesen: 

 

• In Iandschaftlichen Vorbehaltsgebieten kommt den Belangen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege ein besonderes Gewicht zu (Ziel 7.1.2 LEP, Art. 14 Abs. 2 Nr. 2 BayLplG).  

• Gem. Ziel B I 2 RP3 sollen die wertvollen Landschaftsteile der Region, ein System von Na-

turparken, Landschaftsschutzgebieten, Naturschutzgebieten, Naturdenkmälern und Land-

schaftsbestandteilen, gesichert, vorhandene Schäden durch entsprechende Ordnungs-, Sa-

nierungs- und Pflegemaßnahmen behoben werden. Diese wertvollen Landschaftsteile sollen 

in ihrer Funktion als biologisch und strukturell bereichernde Elemente der Landschaft, als 

Kompensatoren der Belastungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild und als Lebens-

räume seltener bzw. selten gewordener Pflanzen- und Tiergesellschaften gestärkt werden.  

• Gem. Ziel B I 2.3.1 RP3 sollen die als Landschaftsschutzgebiete geschützten Landschafts-

räume in ihrem Bestand gesichert werden. 

 

Den zuständigen Naturschutzbehörden kommt bei der fachlichen Bewertung besondere Bedeu-

tung zu.  
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4. Wald 

 

Das Vorhaben liegt in der Nähe von Waldflächen, die im Waldfunktionsplan als Wald mit beson-

deren Funktionen für den Boden, die Erholung (Stufe 2) sowie den Schutz für das Landschafts-

bild dargestellt wind. Durch das Vorhaben sollen neue Waldflächen entstehen. 

 

Im Zusammenhang mit dem Wald wird auf folgende Festlegungen des LEP sowie des RP3 hin-

gewiesen: 

 

• Forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flächensubstanz erhalten werden; Wäl-

der, insbesondere große zusammenhängende Waldgebiete, Bannwälder und landeskulturell 

oder hinsichtlich ihrer Funktionen besonders bedeutsame Wälder sollen vor Zerschneidun-

gen und Flächenverlusten bewahrt werden; die Waldfunktionen sollen gesichert und verbes-

sert werden (Grundsätze 5.4.1 Abs. 2, 5.4.2 Abs. 1 und 2 LEP). 

• Waldflächen und Waldfunktionen sollen entsprechend Ziel B III 2.1 RP3 geschützt bzw. gesi-

chert werden. 

 

Den zuständigen Forstbehörden kommt bei der fachlichen Bewertung eine besondere Bedeutung 

zu. 

 

5. Fazit 

 

Von dem Vorhaben können Impulse für den Tourismus ausgehen, was grundsätzlich positiv be-

wertet wird. Die Festlegungen zur Siedlungsentwicklung stehen dem Vorhaben nicht entgegen. 

Seitens der höheren Landesplanungsbehörde werden keine Einwände erhoben, wenn die zu-

ständigen Naturschutz- und Forstbehörden, ggf. mit Auflagen, letztendlich keine Einwände erhe-

ben bzw. dem Vorhaben zustimmen. 
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6. Hinweise 

 

Diese Stellungnahme ergeht ausschließlich aus der Sicht der Raumordnung und Landesplanung. 

Eine Prüfung und Würdigung sonstiger öffentlicher Belange ist damit nicht verbunden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Golsch 
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Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom 

 603 105 

 

Stellungnahme zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
"StelzenBaumhäuser Obersteinbach" und zur 4. Änderung des FNP Gemeinde 
Rauhenebrach im Parallelverfahren 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,   

 

der Bayerische Bauernverband nimmt zu der Planung wie folgt Stellung.  

 

Die Bauleitplanung dient dem Zweck, unterschiedliche Nutzungsansprüche an den Raum 

frühzeitig zu erkennen und potenzielle Konflikte zu vermeiden. Grundsätzlich stimmen wir 

der Planung zu. Bei der Ausweisung eines Sondergebiets für Ferienhäuser im ländlichen 

Raum sind allerdings auch die Belange der ortsansässigen Land- und Forstwirtschaft in 

besonderem Maße zu berücksichtigen. 

 

Die geplante Errichtung von Stelzen-Baumhäusern erfolgt auf Flächen mit einer Bonität im 

unteren bis mittleren Bereich, sodass aus bodenkundlicher Sicht gegen die 

Inanspruchnahme der konkreten Fläche grundsätzlich keine Einwände bestehen. Jedoch 

befindet sich das Vorhabengebiet inmitten eines überwiegend land- und forstwirtschaftlich 

genutzten Bereichs. Die Nähe zu intensiv bewirtschafteten Flächen bringt ein nicht 

unerhebliches Konfliktpotenzial mit sich, insbesondere im Hinblick auf unvermeidbare 

Emissionen (Lärm, Staub, Gerüche) durch landwirtschaftliche Tätigkeiten wie Boden-

bearbeitung, Düngung, Pflanzenschutzmaßnahmen oder Erntearbeiten. Daneben dürfen die 

forstwirtschaftlichen Maßnahmen wie Holzeinschlag, Holzrückung oder Häckseln ebenfalls 

nicht außer Acht gelassen werden. Die Arbeiten erfolgen zum Teil auch außerhalb üblicher 

Arbeitszeiten, also in den frühen Morgen- oder späten Abendstunden, sowie an 

Wochenenden und Feiertagen. 

mailto:info@ibmangold.
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Um spätere Nutzungskonflikte zu vermeiden und die Wirtschaftlichkeit der bestehenden 

Betriebe nicht zu gefährden, ist es erforderlich, entsprechende Hinweise auf die ortsübliche 

land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung in die textlichen Festsetzungen des 

Bebauungsplans aufzunehmen. Es muss für zukünftige Nutzerinnen und Nutzer des 

Ferienhausareals klar ersichtlich sein, dass mit land- und forstwirtschaftlich bedingten 

Immissionen zu rechnen ist. 

 

Zusätzlich möchten wir ausdrücklich auf die Belange der Jagd hinweisen: 

Das Plangebiet sowie dessen unmittelbare Umgebung stellen einen wichtigen Lebensraum 

für heimisches Wild dar. Die Jagd dient der Regulierung von Wildbeständen, der 

Seuchenprävention sowie dem Schutz angrenzender land- und forstwirtschaftlicher 

Kulturen. Die Jagdausübung erfordert dabei – insbesondere in den sensiblen Morgen- und 

Abendstunden – Ruhe und möglichst geringe Störungen durch menschliche Aktivitäten. 

 

Mit einer intensiveren Nutzung des Bereichs durch Feriengäste, Wanderer und 

Spaziergänger ist eine erhebliche Zunahme an Störungen zu erwarten. Aus Sicht des 

Bayerischen Bauernverbands ist es daher unerlässlich, die Belange der Jagd frühzeitig in 

die Planung einzubeziehen. Auch in den textlichen Festsetzungen sollte auf die 

Jagdnutzung hingewiesen und ein entsprechendes Verhalten der Feriengäste eingefordert 

werden (z. B. Beachtung bestehender Wege, Meidung ausgewiesener Ruhezonen, kein 

freilaufender Hund, keine nächtlichen Aktivitäten im Wald usw.). 

 

Daneben liegt in unmittelbarer Nähe zum Geltungsbereich der land- und forstwirtschaftlich 

genutzte Weg Nr. 65 in der Gemarkung Obersteinbach. Hier ist zu beachten, dass land- und 

forstwirtschaftliche Maschinen in den letzten Jahren einen erheblichen Größenzuwachs 

erfahren haben. Um eine uneingeschränkte Bewirtschaftung der umliegenden Flächen 

sicherzustellen, muss gewährleistet sein, dass dieser Weg jederzeit in voller Breite befahrbar 

bleibt. Ein Zuparken durch Feriengäste, Lieferfahrzeuge oder Besucher muss durch 

geeignete Regelungen, Beschilderungen oder bauliche Maßnahmen unterbunden werden. 

 

Im Zuge des Vorhabens ist die Herausnahme von Flächen aus dem Landschafts-

schutzgebiet vorgesehen. Die dafür vorgesehene Kompensationsfläche weist mit einer 

Bonität von rund 54 bis 56 Bodenpunkten eine deutlich höhere Ertragsfähigkeit auf als die 

Eingriffsfläche. Zudem betrifft die Maßnahme eine Flurnummer (Flurstück 1003, Gemarkung 

Geusfeld), deren verbleibende Restfläche durch die geplante Inanspruchnahme erheblich in 

ihrer Bewirtschaftbarkeit eingeschränkt wird. Vor diesem Hintergrund regen wir dringend an, 

die Auswahl der Ersatzfläche nochmals in enger Abstimmung mit den betroffenen 

landwirtschaftlichen Betrieben vor Ort zu überprüfen und gegebenenfalls alternative Flächen 

mit geringerer Bonität und besserer Eignung für eine Extensivierung in Betracht zu ziehen. 

 

Wir bitten die aufgeführten Bedenken bei der weiteren Planung zu berücksichtigen.  

 
Mit freundlichen Grüßen 

  
Magdalena Eschenbacher 

B.Sc.  











 

Landratsamt Haßberge - Am Herrenhof 1 - 97437 Haßfurt

 

Landratsamt Haßberge Kontakt: Bankverbindung: 
 Am Herrenhof 1 Telefon 09521 27-0 Sparkasse Schweinfurt-Haßberge 
 97437 Haßfurt Fax 09521 27-101 IBAN: DE91 7935 0101 0190 0000 26 
 Mo-Fr: 08:30  12:30 Uhr E-Mail post@hassberge.de SWIFT/BIC: BYLADEM1KSW 
 Do: 14:00  17:00 Uhr WWW www.hassberge.de Steuernummer: 249/114/50158 

 

 

Baurecht; 
Aufstellung des Bebauungsplanes "StelzenBaumhäuser Obersteinbach" 
 
Stellungnahme gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit E-Mail vom 21.05.2025 wurde das Landratsamt Haßberge als Träger öffentlicher Belange 
am Verfahren beteiligt. Es wird gebeten, im weiteren Verfahren nachfolgende Bedenken und 
Anregungen zu überprüfen und beschlussmäßig abzuhandeln bzw. umzusetzen: 
 
 
1. Baurecht 
   
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass unter www.planungshilfen.bayern.de der neue rein 
digitalen Leitfaden mit aktualisierten Inhalten bereitgestellt ist. Hier steht auch ein Muster für 
die Verfahrensvermerke zur Verfügung, welches den gültigen rechtlichen Grundlagen 
entspricht. 
 
Darüber hinaus möchten wir Sie informieren, dass das XPlan-Format das Datenformat 
darstellt mit welchem Bauleitplanverfahren durchgeführt werden sollen. Hierzu verweisen wir 
Sie auch auf folgenden Link des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und 
Verkehr: https://www.digitale.planung.bayern.de/xplanung/    
 
In der Begründung zum Bebauungsplanentwurf entsprechen die angegebenen gesetzlichen 
Grundlagen nicht dem aktuellen Stand. Die BayBO wurde beispielsweise zum 01.01.2025 
geändert. Hier sollte nochmals eine Überprüfung und ein Abgleich zwischen Begründung und 
Planentwurf stattfinden. 
 
Auf § 1 Abs. 5 BauGB wird hingewiesen. Danach sollen Bauleitpläne u. a. eine nachhaltige 

Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie 
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den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu 

und insbesondere die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente 
Nutzung von Energie zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. f BauGB). In der Begründung 
zum Bauleitplan ist daher eine entsprechende Aussage mitaufzunehmen.  
 
Insoweit ist auch zu beachten, dass gemäß § 1a Abs. 5 S. 1 BauGB zwischen Klimaschutz 
(Var. 1) und Klimaanpassung (Var. 2) zu differenzieren ist.  
  
In der Abwägung müssen aufgrund der konkreten örtlichen Situation die verschiedenen Be-
lange des Klimaschutzes und der Klimaanpassung umfassend in die Abwägung miteingestellt 
werden. Ein Verweis auf bestehende gesetzliche Vorschriften ist unzulässig, ansonsten käme 
den genannten Vorschriften keinerlei Bedeutung zu.   
 
Auf die Informationen des Bayer. Landesamtes für Umwelt wird verwiesen (siehe: 
https://www.lfu.bayern.de/umweltkommunal/klimaschutz_bauleitplanung/index.htm).  

Deutschen Instituts für Urbanistik gGmbH. Dieser ist unter folgendem Link abrufbar: 
https://difu.de/sites/default/files/bericht_klimaschutz_bauleitplanung_fuer_veroeffentlichung_
_langfassung_jsp.pdf. 
 
Darüber hinaus gibt es mittlerweile sehr viele qualitativ hochwertige Veröffentlichungen, 
welche sich mit dem Thema Klimaschutz und Klimaanpassung in der Bauleitplanung 
beschäftigen. Auch hieraus kann man Erkenntnisse für die vorliegende Bauleitplanung ziehen 
und entsprechende Anregungen auf das konkrete Vorhaben anpassen.   
 
Hinweis: 
Aus baurechtlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass sich die seitens des Fachbereiches 
Immissionsschutz (siehe Ziffer 2) vorgebrachten Bedenken bzgl. möglicher Einschränkungen 
bestehender Betriebe grundsätzlich nicht auf den jeweils baurechtlich genehmigten Umfang 
der jeweiligen Anlage beziehen, sondern diese Bedenken auf zukünftige 
Änderungen/Erweiterungen gerichtet sind. 
 
Ebenfalls ist der Planungswille der Gemeinde Rauhenebrach lt. vorgelegter Planunterlagen 
klar ersichtlich, wonach ein Sondergebiet Ferienhäuser  ausgewiesen werden soll. Eine 
Festsetzung als reines Wohngebiet (§ 3 BauNVO) steht aus bauplanungsrechtlicher Sicht 
nicht zur Diskussion. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Frau Wagner, Tel. 09521/27-252, zur Verfügung.  
 
 
2. Immissionsschutz 
 
Zum oben genannten Vorhaben wird aus immissionsschutztechnischer Sicht wie folgt Stellung 
genommen:  
  
Die Gemeinde Rauhenebrach plant die Aufstellung eines vorhabensbezogenen 

Flurnummer 66 der Gemarkung Obersteinbach. 
 
Nach hiesiger Kenntnis besteht in unmittelbarer Umgebung kein Bebauungsplan. Es ist zu 
beachten, dass die/der Bauwerber - aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung - mit Staub-, 
Lärm- und Geruchsemissionen zu rechnen haben.  



Geplant ist auf einer Fläche von ca. 27.000 m² seitens der Stelzen-Baumhäuser-Steigerwald 
GmbH und Co. KG die Errichtung und der Betrieb einer Stelzenhaussiedlung mit 10 
Stelzenhäusern in Holzbauweise, einem Gemeinschaftsgebäude mit Terrasse, eine Garage 
mit Lagerraum und eine Einhausung für Müll- und Abfallcontainer sowie 12 Stellplätze.   
  
Der Schutzanspruch ist nicht klar geregelt, weshalb darum gebeten wird, den genauen 
Schutzanspruch nach Nr. 6.6 der LAI-Hinweise zur Auslegung der TA Lärm (Stand 
24.02.2023) für das geplante Sondergebiet festzulegen.  
  
Zudem wäre noch zu klären, für welchen konkreten Zweck dieses Plangebiet vorgesehen ist. 
Es sollte definiert werden, ob das Gebiet der reinen Erholung dienen soll (Unterkünfte zur 
Übernachtung) und somit keine Beeinträchtigung für die Umgebung zu erwarten ist oder ob 
auch Veranstaltungen und Feste etc. geplant sind und somit die Auswirkungen auf die 
Umgebung abgeprüft werden müssen.   
Sollten Veranstaltungen geplant sein, so sind diese ausführlich zu beschreiben.  
  
Gemäß § 1 Abs. 6 Baugesetzbuch sind in der Bauleitplanung unter anderem die Belange des 
Umweltschutzes zu berücksichtigen. Der Lärmschutz als wichtiger Teil wird für die Praxis 
durch die DIN 18005, "Schallschutz im Städtebau" konkretisiert. Danach sind die 
Orientierungswerte - Tags bei reinen Wohngebieten (WR), Wochenendhausgebieten, 
Ferienhausgebieten 50 dB(A) und nachts 40 bzw. 35 dB(A) für den Beurteilungspegel 
anzustreben.  
Bei zwei angegebenen Nachtwerten soll der niedrigere für Industrie-, Gewerbe- und 
Freizeitlärm sowie für Geräusche von vergleichbaren öffentlichen Betrieben gelten und der 
höhere für Verkehrsgeräusche. Nach vorgenannter Norm ist die Einhaltung oder 
Unterschreitung der Orientierungswerte wünschenswert, um die mit der Eigenart des 
betreffenden Baugebietes oder der betreffenden Baufläche verbundene Erwartung auf 
angemessenen Schutz vor Lärmbelästigungen zu erfüllen.  
  
Nach dem Luftbild zu urteilen, befindet sich östlich des Vorhabens wohl der Obsthof von 

sowohl der Umfang des Betriebs als auch die Tätigkeiten, die auf dem 
Gelände stattfinden, dem Unterzeichner nicht bekannt sind, ist auch keine Einschätzung 
möglich, ob es zu Einschränkungen des Betriebes kommen kann.   
  
Südöstlich des Vorhabens auf der Flur-Nr.: 71 befinden sich wohl Holzlagerplätze. Dem 
Unterzeichner ist jedoch nicht bekannt, ob diese Plätze nur zur Lagerung von Holz dienen oder 
ob evtl. sogar Holzsägearbeiten bzw. andere lärmerzeugende Tätigkeiten durchgeführt 
werden. Sollte das der Fall sein, so könnten dies in Zukunft eingeschränkt werden, da durch 
den Bebauungsplan eine neue schutzwürdige Bebauung mit einem höheren Schutzgrad 
heranrückt.   
  
Aufgrund evtl. vorhandener Landwirtschaftlicher Betriebe (bspw. Flurstück 74 der Gemarkung 
Obersteinbach), welche sich im Umkreis von 150 m befindet, wäre es aus hiesiger Sicht 
notwendig das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu hören.  
  
Es sollte beachtet werden, dass die Ausweisung eines reinen Wohngebietes in einem eher 
dorfgebietsähnlichen Sektor immer zu einer Einschränkung der umliegenden Bebauungen 
führen kann. Aus immissionsschutzfachlicher Sicht sind Abstände von Tierhaltungsbetrieben 
zu Wohngebieten doppelt so groß zu wählen wie in Dorfgebieten.   
  
Aufgrund der eben genannten Punkte (landwirtschaftlichen Betriebe, Holzlagerung, Obsthof) 
ist es nicht sichergestellt, ob durch das Vorhaben eine Einschränkung der vorhandenen 
Betriebe erfolgen könnte. Daher wird dringend empfohlen sowohl das Amt für Landwirtschaft 



zu beteiligen als auch eine lärmtechnische Betrachtung durchzuführen um Zielkonflikte bzw. 
Einschränkungen bestehender Betriebe sicher ausschließen zu können.   
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Kajtazovic, Tel. 09521/27-212, zur Verfügung.  
 
  
3. Wasserrecht 
 
Zu den vorgelegten Unterlagen (Planstand: 13.05.2025) wird wie folgt Stellung genommen: 
 
Der Geltungsbereich des Vorhabens befindet sich in keinem festgesetzten Schutzgebiet. 
Allerdings befindet sich das Plangebiet im wassersensiblen Bereich. 
Wassersensible Bereiche kennzeichnen den natürlichen Einflussbereich des Wassers, in dem 
es zu Überschwemmungen und Überspülungen kommen kann. Nutzungen können hier durch 
über die Ufer tretende Flüsse und Bäche, zeitweise hohen Wasserabfluss in sonst trockenen 
Tälern oder zeitweise hoch anstehendes Grundwasser beeinträchtigt werden. Im Unterschied 
zu amtlich festgesetzten oder für die Festsetzung vorgesehenen Überschwemmungsgebieten 
kann bei diesen Flächen nicht angegeben werden, wie wahrscheinlich Überschwemmungen 
sind. Die Flächen können je nach örtlicher Situation ein häufiges oder auch ein extremes 
Hochwasserereignis abdecken.  
Es wird empfohlen, Hinweise zum wassersensiblen Bereich in den Bebauungsplan 
aufzunehmen. Es wird empfohlen, notwendige Bauwerke außerhalb des wassersensiblen 
Bereiches bzw. entsprechend angepasst zu errichten. 
 
Im Süden grenzt der Geltungsbereich des Vorhabens direkt an den Steinbach.  
Bei dem Steinbach handelt es sich um ein Gewässer dritter Ordnung ohne 
Genehmigungspflicht nach Art. 20 BayWG i. V. m § 36 WHG. Unabhängig davon ist 
eigenverantwortlich sicherzustellen, dass bei der Errichtung, dem Betrieb und der 
Unterhaltung von Anlagen keine schädlichen Gewässerveränderungen zu erwarten sind. 
Um die Gewässerunterhaltung gewährleisten zu können, ist die Zugänglichkeit zum Gewässer 
durch einen Uferstreifen in einer ausreichenden Breite von mindestens fünf Metern zu 
gewährleisten. Dies ist durch die Festsetzung der Vegetationsfläche sichergestellt. 
Einfriedungen dürfen den Gewässerunterhalt nicht behindern. 
 
Gemäß Begründung zum Bebauungsplan sind Entwässerungseinrichtungen für anfallendes 
Niederschlagswasser nicht erforderlich. Das in den einzelnen Ferienhäusern sowie dem 
Gemeinschaftsgebäude anfallende Schmutzwasser wird über zwei getrennte Sammler zu zwei 
Kleinkläranlagen auf dem Betriebsgelände geleitet. Das dort aufbereitete und gereinigte 
Abwasser wird in den Steinbach eingeleitet.  
Die Entwässerung im Trennsystem entspricht den Grundsätzen der Abwasserbeseitigung (vgl. 
§ 55 Abs. 2 WHG).  
Sollten die Sammlung des Niederschlagswassers und daraus resultierende Einleitungen in 
das Grundwasser oder in Oberflächengewässer erforderlich werden, sind die Anforderungen 
des erlaubnisfreien Einleitens von gesammeltem Niederschlagswasser (insbesondere 
TRENOG und TRENWG) zu beachten bzw. die Beantragung einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis mit dem Landratsamt Haßberge (Fachbereich Wasserrecht) abzustimmen. 
Zu der Schmutzwasserbeseitigung über Kleinkläranlagen liegt noch keine abschließende 
wasserrechtliche Entscheidung vor. Die Gemeinde Rauhenebrach hat unter Berücksichtigung 
der wasserrechtlichen Voraussetzungen (vgl. insbesondere Art. 34 BayWG) eine 
abschließende Entscheidung über die Art der Schmutzwasserbeseitigung zu treffen. 
 
Für eine abschließende Beurteilung aus wasserrechtlicher Sicht ist die Entscheidung über die 
Art der Schmutzwasserbeseitigung abzuwarten. 
 



Das Wasserwirtschaftsamt ist bezüglich einer wasserwirtschaftlichen Stellungnahme zu 
beteiligen. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Förster, Tel. 09521/27-235, zur Verfügung. 
 
 
4. Naturschutz 
 
Auf dem Grundstück Fl.Nr. 66 der Gemarkung Obersteinbach soll der Bebauungsplan 

von zehn Häusern und einem Gemeinschaftshause, sowie drei Parkplätze. Das Grundstück 
soll mit Gehölzen bepflanzt werden. 
 
Zur Beurteilung liegen folgende Unterlagen vor: 

 Bebauungsplan, Vorentwurf mit dem Stand 13.05.2025 
 Begründung zum Bebauungsplan, Vorentwurf mit dem Stand 13.05.2025 
 Umweltbericht, Vorentwurf mit dem Stand 13.05.2025 

 
4.1 Schutzgebiete 
Der Bebauungsplan befindet sich zum Teil im Landschaftsschutzgebiet des Naturparks 
Steigerwald.   
Es ist daher notwendig die Herausnahme aus dem Landschaftsschutzgebiet zu beantragen, 
der Antrag wurde bereits eingereicht. Da es sich hierbei um ein separates Verfahren handelt 
müssen hierzu keine Informationen im Umweltbericht und Bebauungsplan aufgeführt werden. 
 
Nördlich an das Bebauungsplangebiet grenzen direkt die Natura2000 Gebiete FFH-Gebiet 

-
 

 
4.2 Biotopschutz/Schutz bestimmter Landschaftsbestandteile 
Im Geltungsbereich und Umfeld des Vorhabens befinden sich zwei im Bebauungsplanentwurf 
bisher nicht erwähnte Biotope. Die Biotope sind aus dem Geltungsbereich des 
Bebauungsplans auszunehmen oder im Bebauungsplan als Biotope darzustellen und in der 
Planung als Biotope erhalten werden. 



 
Abbildung 1 Rosa gepunktet: alte Biotopkartierung, Rosa Gitterschraffur: Vorabzug der 
Aktualisierung der Biotopkartierung 
 
 
4.3 Bebauungsplan und Umweltbericht 
Folgende Anmerkungen bestehen noch bezüglich der eingereichten Planunterlagen: 

 Die Ausgleichsfläche muss im Bebauungsplan dargestellt werden und nach 
Planzeichenverordnung mit einer T-Linie dargestellt werden. 

 Im Bebauungsplan und Umweltbericht wird empfohlen als Vermeidungsmaßnahme 
Wiesen im Bebauungsplan-Gebiet anzulegen. Wenn dies in die Planung übernommen 
werden soll sind die Wiesen im Plan darzustellen und als Vermeidungsmaßnahme zu 
kennzeichnen. 

 Generell sollte die notwendige Herkunft des Autochthonen Saat- und Pflanzgutes 
sowohl im Bebauungsplan als auch im Umweltbericht angegeben werden: 

 Ursprungsgebiet Saatgut: 12 Fränkisches Hügelland 
 Vorkommensgebiet Gehölze: 5.1 Süddeutsch. Hügel- und Bergland, 

Fränkische Platten und Mittelfränkische Becken 
 Die Bilanzierung kann schlecht nachvollzogen werden, da keine Karte mit der 

Bestandserfassung im Umweltbericht enthalten ist. Diese muss zumindest als Anhang 
des Umweltberichts eingereicht werden. 

 Im Bebauungsplan ist die Pflegeempfehlung der Ausgleichsfläche zu ergänzen. Im 
Umweltbericht wird diesbezüglich bereits eine Empfehlung aufgeführt. Hier sollte 
jedoch für die zukünftige Pflege in der ferneren Zukunft auch die Einzelstamm-
entnahme aufgenommen werden. In den Randbereichen wäre außerdem auch das 
abschnittsweise Auf den Stock Setzen  der Sträucher ca. alle 15 Jahre sinnvoll um 
einen strukturreichen Bestand zu erhalten. Ggf. sollte auch das Aufasten entlang der 
Stege aufgenommen werden.   

 Als Vermeidungsmaßnahme wurde insektenfreundliche Beleuchtung aufgeführt, diese 
wird im Bebauungsplan derzeit nicht umgesetzt. Eine insektenfreundliche Beleuchtung 



sollte dringend umgesetzt werden, da das Plangebiet von freier Natur umgebene ist 
und sich mit dem Gewässer auch insektenreiche Lebensräume im Umfeld befinden.  

 Artenschutz: Es handelt sich zwar um kein optimales Habitat von Wiesenbrütern und 
gehölzbrütenden Arten, dennoch sollten Maßnahmen zum Schutz der Arten 
vorgesehen werden. Beispielsweise eine Bauzeitbeschränkung und zeitliche 
Beschränkungen bezüglich der Baumfällungen. 
 

Aus naturschutzfachlicher Sicht ist festzuhalten, dass das Vorhaben an dieser Stelle prinzipiell 
denkbar ist. Die oben genannten Punkte sollten in die Unterlagen eingearbeitet werden.  
 
Hinweis: 
Die Ausgleichsfläche ist seitens der Gemeinde im amtlichen Ökoflächenkataster zu 
registrieren. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Frau Kleinwechter, Tel. 09521/27-236, zur Verfügung.  
 
 
5. Abfallrecht 
 
Die Unterlagen zu im Betreff genannten Vorhaben wurden eingesehen.  
 
Es liegen keine Anhaltspunkte über etwaige Deponien bzw. Altlasten im Planungsbereich vor. 
Insofern besteht aus abfallrechtlicher Sicht Einverständnis mit der Realisierung des 
Vorhabens.  
 
Nachfolgender Text sollte jedoch als Hinweis mitaufgenommen werden:  
 
Sollten bei den durchzuführenden Grabungsarbeiten Verdachtsmomente auf etwaige 
Altdeponien, Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen vorhanden sein, sind 
diese Arbeiten einzustellen und das Landratsamt Haßberge  staatliches Abfallrecht  
unverzüglich zu benachrichtigen.  
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Frau Barth, Tel. 09521/27-249, zur Verfügung. 
6. Kreisbrandrat
 
Seitens des Brandschutzes gibt es zu den vorgelegten Unterlagen keine Anmerkungen und 
Forderungen. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Dressel, Tel. 09521/27-193, zur Verfügung. 
 
 
7. Kreisbaumeister 
 
Sowohl im Bebauungsplanentwurf, als auch in der Begründung ist der Planungswille der 
Gemeinde sowie des Vorhabensträgers durch verbindliche Festsetzungen klar zu 
beschreiben. Empfehlungen stellen keine verbindlichen Festsetzungen dar. Dies gilt für alle 
Festsetzungen, insbesondere für die Ausgestaltung der First und Traufrichtungen, der 
Dacheindeckungen und der Materialien. Dies ist in den Planunterlagen entsprechend zu 
überarbeiten. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Will, Tel. 09521/27-311, zur Verfügung. 
 
 
8. Denkmalschutz 



 
Denkmalfachliche Belange sind durch das Bauleitplanverfahren keine tangiert, daher keine 
Einwendungen. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Joos, Tel. 09521/27-274, zur Verfügung.  
 
 
9. Gesundheitsamt 
 
Seitens des Gesundheitsamtes bestehen gegen das oben genannte Vorhaben keine 
hygienischen Bedenken. 
 
Die geplante Änderung liegt außerhalb eines ausgewiesenen Trinkwasserschutzgebietes. 
 
Die qualitative und quantitative Versorgung mit Trink- und Brauchwasser ist über die 
Gemeinde Rauhenebrach sichergestellt. Die wassertechnische Erschließung erfolgt durch 
eine Verlängerung der bereits bestehenden Leitung DN 80, die momentan am 
Unterflurhydranten an der nordöstlichen Seite des Betriebsgeländes endet. 
 
Die Ableitung der anfallenden Abwässer erfolgt im Trennwassersystem. Das Regenwasser 
wird nicht gesammelt und kann frei abtropfen. Das anfallende Schmutzwasser wird über zwei 
getrennte Sammler zu zwei auf dem Betriebsgelände befindliche Kleinkläranlagen geleitet. 
Das aufbereitete Wasser wird dann in den Steinbach eingeleitet. 
 
Auflagen: 
 

 Die Trinkwasserversorgung ist unter Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik und der Trinkwasserverordnung durch die Gemeinde sicherzustellen. 

 
 Ebenfalls ist die umweltverträgliche und infektionshygienisch korrekte Entsorgung von 

Abwässern durch die Gemeinde sicherzustellen. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Dr. Kemmer, Tel. 09521/27-400, zur Verfügung.  
10. Tiefbauverwaltung 
 
Es wurde keine Stellungnahme seitens der Fachstelle abgegeben. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Schanz, 09521/942-611 zur Verfügung.  

 
11. Erschließungsrecht 
 
Es wurde keine Stellungnahme seitens der Fachstelle abgegeben. 
 
Bei Rückfragen steht Ihnen Herr Rückert, Tel. 09521/27-286 zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Philipp 
Fachbereichsleitung 

Digital signiert von Philipp Silvia
DN: cn=Philipp Silvia, o=Freistaat 
Bayern, ou=lra-has, 
email=silvia.philipp@landratsamt-
hassberge.de
Datum: 2025.07.01 09:36:27 +02'00'

Philipp 
Silvia
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Amt für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten Schweinfurt 
Ignaz-Schön-Str. 30 
97421 Schweinfurt 

Telefon 09721 8087-10 
Telefax 09721 8087-1555 
E-Mail poststelle@aelf-sw.bayern.de 
Internet www.aelf-sw.bayern.de 

Besuchszeiten 
Mo, Di, Do  8:00–12:00 u.13:15–16:15 

Mi 8:00–12:00 
Fr 8:00–12:00 u. 13:00–14:00 

und nach Vereinbarung 
 

 

 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Schweinfurt 
Ignaz-Schön-Str. 30, 97421 Schweinfurt   

  

 
 
 

 IB Adrian Mangold 

Dresdener Straße 3 

97437 Haßfurt 

Name 
Carolin Gräf 

  
  

Telefax 
09721/8087-1555 

E-Mail 
Carolin.Graef@aelf-sw.bayern.de 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen  Schweinfurt, 01.07.2025  

 L2.2-4612-1-264    

 

Vollzug der Bayer. Bauordnung - BayBO-; 

 

Bauvorhaben:  Frühzeitige Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB am Verfahren zur 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „StelzenBaum-
häuser Obersteinbach“ und der 04. Änderung des Flächennutzungs-
plans der Gemeinde Rauhenebrach im Parallelverfahren gemäß § 8 

Abs.3 BauGB. 

Bauort: Rauhenebrach 

Gemarkung:   Obersteinbach 

Flur-Nr.:   66 

Bauherr:   Stelzen-Baumhäuser-Steigerwald GmbH und Co. KG 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Schweinfurt erhebt grundsätzlich keine Ein-

wände gegen die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „StelzenBaumhäuser 
Obersteinbach“ mit der gleichzeitigen 4. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Rau-
henebrach. 

 

Es ist darauf zu achten, dass durch die Aufstellung des Bebauungsplanes keine Beeinträchtigungen 

bei der Anfahrt und Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen im Umgriff entstehen. 

Landwirtschaftliche Zugmaschinen mit Anhängern oder Anbaugeräten sowie Erntemaschinen soll-

ten weiterhin problemlos passieren können. Die Erholungssuchenden sind darauf hinzuweisen, dass 

es sich bei den Wegen um das geplante Baugebiet, um Wege zur Erschließung der landwirtschaft-

lichen Flächen handelt, und jederzeit mit land- bzw. fortwirtschaftlichen Maschinen zu rechnen ist. 
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Es sollten entsprechende Vorkehrungen getroffen werden, um Behinderungen durch private PKWs 

zu vermeiden.   

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Carolin Gräf 

 

 






